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Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt. Die Beteiligten
haben einander keine Kosten zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Der am 20. MÃ¤rz 2020 beim Antragsgegner eingegangene Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung mit dem sinngemÃ¤Ã�en Begehren,

den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, dem
Antragsteller vorlÃ¤ufig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach
dem Zweiten Buch des Sozialgesetzbuchs (SGB II) unter BerÃ¼cksichtigung eines
monatlichen Mehrbedarfes in HÃ¶he von 100 EUR zu gewÃ¤hren sowie die Kosten
einer Corona-Testung in HÃ¶he von 200 EUR zu Ã¼bernehmen,

konnte keinen Erfolg haben.

Die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass einer einstweiligen Regelungsanordnung nach
Â§ 86b Abs. 2 S. 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) sind zur Ã�berzeugung des
Gerichts nicht erfÃ¼llt. Insoweit fehlt es bereits an der erforderlichen
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Glaubhaftmachung eines Anordnungsanspruchs. Denn weder hat der Antragsteller
glaubhaft gemacht, aufgrund der derzeitigen Krisensituation hÃ¶here Kosten fÃ¼r
ErnÃ¤hrung aufbringen zu mÃ¼ssen noch hat der Antragsteller Anspruch auf
Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r die freiwillige DurchfÃ¼hrung einer Corona-Testung.

Nach Â§ 86b Abs. 2 S. 1 SGG kann das Gericht auf Antrag eine einstweilige
Anordnung in Bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht,
dass durch eine VerÃ¤nderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung
eines Rechtes des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden
kÃ¶nnte. Nach S. 2 der genannten Vorschrift sind einstweilige Anordnungen auch
zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile notwendig erscheint. Die GewÃ¤hrung einstweiligen
Rechtsschutzes setzt in diesem Zusammenhang einen Anordnungsanspruch, also
einen materiell-rechtlichen Anspruch auf die Leistung, zu der der Antragsgegner im
Wege des einstweiligen Rechtsschutzes verpflichtet werden soll, voraus, sowie
einen Anordnungsgrund, nÃ¤mlich einen Sachverhalt, der die EilbedÃ¼rftigkeit der
Anordnung begrÃ¼ndet. Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund sind gemÃ¤Ã�
Â§ 920 Abs. 2 der Zivilprozessordnung (ZPO) i.V.m. Â§ 86b Abs. 2 S. 4 SGG
glaubhaft zu machen. Dabei sind, soweit im Zusammenhang mit dem
Anordnungsanspruch auf die Erfolgsaussichten abgestellt wird, die Sach- und
Rechtslage nicht nur summarisch, sondern abschlieÃ�end zu prÃ¼fen (vgl.
Bundesverfassungsgericht â�� BVerfG â�� Beschluss vom 12. Mai 2005, Az.: 1 BvR
569/05).

Nach diesen GrundsÃ¤tzen hat der Antragsteller hinsichtlich beider geltend
gemachter Begehren das Bestehen des erforderlichen Anordnungsanspruchs nicht
glaubhaft gemacht. Das gilt zum einen, soweit der Antragsteller einen um 100 EUR
hÃ¶heren Regelbedarf geltend macht. Denn die in Â§ 20 SGB II normierten
Regelbedarfe sind verfassungskonform. Dies hat das BVerfG bereits mit seinen
Entscheidungen vom 9. Februar 2010 zumindest fÃ¼r alleinstehende
Leistungsberechtigte festgestellt (Az.: 1 BvL 1/0 9,1 BvL 3/09 und 1 BvL 4/09).
Daran vermag auch die derzeitige Krisensituation wegen des Coronavirus nicht zu
Ã¤ndern. Namentlich ist deshalb ein Anspruch auf einen Mehrbedarf nach Â§ 21
Abs. 6 SGB II nicht ersichtlich. Nach dieser Vorschrift wird bei Leistungsberechtigten
ein Mehrbedarf anerkannt, soweit im Einzelfall ein unabweisbarer, laufender, nicht
nur einmaliger besonderer Bedarf besteht (S. 1). Der Mehrbedarf ist nach S. 2 dieser
Vorschrift unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch Zuwendungen Dritter
sowie unter BerÃ¼cksichtigung von EinsparmÃ¶glichkeiten der
Leistungsberechtigten gedeckt ist und seiner HÃ¶he nach erheblich von einem
durchschnittlichen Bedarf abweicht.

Weder erschlieÃ�t sich aufgrund der bloÃ�en Behauptung des Antragstellers,
wonach er es als SGB II-Leistungsberechtigter "zunehmend schwerer" habe, sich zu
ernÃ¤hren, noch drÃ¤ngt sich eine solche Annahme trotz der derzeitigen
LebensverhÃ¤ltnisse aufgrund der zu beachtenden EinschrÃ¤nkungen im Alltag auf.
Vielmehr zeigt sich in der gerichtsbekannten RealitÃ¤t tagtÃ¤glich, dass
VersorgungsengpÃ¤sse bei VerbrauchsgÃ¼tern oder gar Lebensmitteln nicht

                               2 / 3

https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/920.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%20569/05
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvR%20569/05
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/20.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvL%203/09
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20BvL%204/09
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/21.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/21.html


 

bestehen. Das gilt freilich auch fÃ¼r Waren/Lebensmittel, deren Erwerb die
Leistungsberechtigten nach dem SGB II aus dem Regelbedarf bestreiten mÃ¼ssen.

Das Bestehen eines Mehrbedarfs aus medizinischen GrÃ¼nden gemÃ¤Ã� Â§ 21 Abs.
5 SGB II hat der Antragsteller hingegen nicht geltend gemacht.

SchlieÃ�lich hat der Antragsteller keinen Anspruch gegen den Antragsgegner auf
Ã�bernahme der Aufwendungen fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung einer Corona-Testung.
Abgesehen davon, dass der Antragsteller selbst angegeben hat, er gehÃ¶re laut
Gesundheitsamt nicht zu einer Risikogruppe und damit folglich in seinem Fall die
Notwendigkeit eines solchen Testes schon gar nicht besteht, ist â�� wÃ¼rde in
einer solchen Untersuchung eine VorsorgemaÃ�nahme gesehen â�� der
Antragsgegner hierfÃ¼r nicht der zustÃ¤ndige LeistungstrÃ¤ger. Denn der
Antragsteller steht im Bezug von Leistungen nach dem SGB II
(Bewilligungsbescheide vom 10. Dezember 2019 und 25. Februar 2020) und
genieÃ�t auf der Grundlage des Â§ 5 Abs. 1 Nr. 2a des FÃ¼nften Buchs des
Sozialgesetzbuchs (SGB V) einen Versicherungsschutz in dem gesetzlich
vorgesehenen Umfang. Ob die gesetzliche Krankenversicherung die vom
Antragsteller begehrte Testung allerdings Ã¼bernimmt, dÃ¼rfte zweifelhaft sein,
kann jedoch fÃ¼r die Entscheidung in dem vorliegenden Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes dahinstehen. Denn der Antragsteller hat freilich
keinen Anspruch darauf, besser gestellt zu werden als der Personenkreis der
gesetzlich Krankenversicherten.

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung war daher in vollem Umfang
abzulehnen.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer analogen Anwendung des Â§ 193 SGG.

Die Rechtsmittelbelehrung folgt aus Â§ 172 Abs. 3 Nr. 1 SGG i.V.m. Â§ 144 Abs. 1 S.
1 Nr. 1 SGG.

Erstellt am: 20.04.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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